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KURZFASSUNG 

 

 

Die Magistratsabteilung 31 - Wasserwerke ist u.a. für die Grundverwaltung und die Er-

haltung der Quellschutzgebiete, der mit Fernleitungen verbundenen Grundflächen und 

der abteilungseigenen Gebäude und Betriebseinrichtungen zuständig. Das Kontrollamt 

prüfte die mannigfaltigen Grundbuchsangelegenheiten der Magistratsabteilung 31, die 

Vorgehensweise bei Grundtransaktionen, den Umfang und die Arten von damit in Zu-

sammenhang stehenden Verträgen, das Lagerbuch, das alle rechtlichen Grundlagen 

über den Grunderwerb und den Grundbesitz umfasst, sowie die sich in Entwicklung be-

findende Rechtsdatenbank. Außerdem wurden die Bewertung des Grundvermögens 

und die Wirtschaftlichkeit der Grundverwaltung einer genaueren Betrachtung unterzo-

gen. 

 

Aus der Sicht des Kontrollamtes ergeben sich bei der elektronischen Archivierung des 

Lagerbuches Optimierungspotenziale in organisatorischer und zeitlicher Sicht. Zudem 

wurde eine Neubewertung des Grundvermögens empfohlen. 
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PRÜFUNGSERGEBNIS 

 

 

1. Allgemeines 

1.1 Der Magistratsabteilung 31 obliegen die Grundverwaltung und die Erhaltung der 

Wasserschutzgebiete und der Grundflächen, die mit Fernleitungen verbunden sind, so-

wie die Grundverwaltung und die Erhaltung, die Errichtung, die Betriebsführung, die 

Verwaltung und die Durchführung von Erhaltungsmaßnahmen von abteilungseigenen 

Gebäuden und Betriebseinrichtungen. Zu den weiteren im Zusammenhang mit der ge-

genständlichen Prüfung stehenden wesentlichen Agenden der Magistratsabteilung 31 

zählen u.a. die Mitwirkung bei Grundtransaktionen für Wasserversorgungszwecke, der 

Erwerb von Dienstbarkeitsrechten für Wasserversorgungsanlagen sowie die Wahrneh-

mung von Grundbuchsangelegenheiten im Zusammenhang mit der Wasserversorgung 

und der der Magistratsabteilung 31 obliegenden Grundverwaltung. 

 

1.2 Die Magistratsabteilung 31 gliedert sich in aufgabenspezifische Betriebsabteilungen 

und Gruppen. Dem Betriebsvorstand sind in der Stabsstelle-Betriebsvorstand die 

Gruppen Sekretariat, Budget, Gebietsleiter Außenstrecken, Gebietsleiter Wien, Kanzlei, 

Personalbüro, Public Relations und Qualitätsmanagement unmittelbar unterstellt. Dem 

Gebietsleiter Außenstrecken unterstehen die Betriebsabteilungen 7 (I. Wiener Hoch-

quellenleitung) und 8 (II. Wiener Hochquellenleitung) sowie das Referat Karstforschung. 

Die Gebietsleitung Wien umfasst die Betriebsabteilungen 2 (Materialbeschaffung und 

Verwaltung; allgemeine und besondere Aufgaben), 3 (Hausverwaltung und Baugruppe), 

4 (technische Infrastruktur, Behälter und Hebewerke), 5 (Planungs-, Bau- und Studien-

abteilung) und 6 (Wasserverteilung). Die Betriebsabteilung 1 (Rechtsangelegenheiten) 

ist wieder direkt dem Betriebsvorstand untergeordnet. 

 

Die wesentlichsten Aufgabenbereiche der Betriebsabteilung 1 umfassen 

 

- die Erwirkung und die Betreuung behördlicher Konsense sowie die Regelung der da-

mit zusammenhängenden privatrechtlichen Voraussetzungen, 
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- die administrative Grundverwaltung (Steuer-, Versicherungs- und Grundbuchsange-

legenheiten, vertragliche Regelungen), 

- die Erstellung und Betreuung von Verträgen, 

- allgemeine Zivilrechtsangelegenheiten (z.B. die Regelung von Schadenersätzen), 

- die Behördentätigkeit nach dem Wasserversorgungsgesetz (WVG), d.h. die Erstellung 

von Bescheiden, Verfahrensregelungen, Rechtsmittelbearbeitungen, 

- die Führung des Lagerbuches und damit zusammenhängend den Aufbau einer 

Rechtsdatenbank, 

- die Legistik bei Begutachtungsverfahren, die allgemeine Rechtsbegutachtung in An-

lassfällen, die Ausarbeitung von Entwürfen der Novellen zum WVG, 

- die Handhabung der Mitgliedschaften und Beitragsleistungen der Magistratsabtei-

lung 31, 

- die Ausarbeitung von Vereinbarungen und Verwaltungsübereinkommen mit Dienst-

stellen der Stadt Wien und 

- die Ausarbeitung von Vereinbarungen entsprechend der Haushaltsordnung für den 

Magistrat der Stadt Wien mit der die Magistratsabteilung 31 verrechnenden Buchhal-

tungsabteilung der Magistratsabteilung 6 - Rechnungsamt (Buchhaltungsabteilung 8) 

zur Regelung der Hereinbringung von Forderungen in den unterschiedlichen Ge-

schäftsbereichen. 

 

2. Grundbesitz der Magistratsabteilung 31 

2.1 Die Quellschutzgebiete der beiden Wiener Hochquellenleitungen befinden sich in 

Niederösterreich und der Steiermark. Die I. Hochquellenleitung liefert Trinkwasser aus 

dem Gebiet der Rax, des Schneeberges und der Schneealpe nach Wien, das Quellge-

biet der II. Hochquellenleitung ist der Hochschwab in der Steiermark. Die Fernleitungen 

wurden in Form von Kanälen, Stollen, Aquädukten und Siphonen errichtet. Die Trassen-

länge der I. Hochquellenleitung beträgt inkl. der Zweigleitungen im Quellgebiet rd. 

112 km, jene der II. Hochquellenleitung erstreckt sich inkl. der Zweigleitungen über 192 

km. Die Beschlussfassung des Wiener Gemeinderates zum Bau der I. Hochquellenlei-

tung war im Jahr 1866, die Inbetriebnahme erfolgte im Jahr 1873. Die Errichtung der II. 

Hochquellenleitung wurde im Jahr 1900 genehmigt, die Eröffnung fand im Jahr 1910 

statt. Der Bau der beiden Hochquellenleitungen erforderte naturgemäß umfangreiche 
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rechtliche, technische und finanzielle Vorbereitungen. So wurden u.a. technische und 

geologische Studien erstellt, um zu überprüfen, in welcher Art und Weise die Bauarbei-

ten durchgeführt werden können. Weiters wurde die Ergiebigkeit von Quellen einge-

hend analysiert, um die ausreichende Versorgung Wiens mit Hochquellenwasser zu 

allen Jahreszeiten und bei verschiedensten klimatischen Bedingungen gewährleisten zu 

können. Es folgten aufwändige wasserrechtliche Verhandlungen, der Erwerb der benö-

tigten Grundstücke, die Vergabe der Bauarbeiten und Vieles mehr. Seit der Eröffnung 

der beiden Hochquellenleitungen wurden laufend Ausbauarbeiten getätigt und schritt-

weise das Fassungsvermögen der beiden Hochquellenleitungen auf das heutige Niveau 

(rd. 450.000 m3 pro Tag) angehoben. 

 

2.2 Der Erwerb der von der Magistratsabteilung 31 verwalteten Liegenschaften war ab 

dem Jahr 1869 erfolgt. Diese wurden und werden primär für die Errichtung und Be-

standssicherung von Wasserversorgungsanlagen und Nebenanlagen (Leistungstrassen 

der Hochquellenleitungen, Behälter, Pumpwerke, Großrohrstränge, Verwaltungs- und 

Wirtschaftsgebäude), zur Sicherung der Wasserfassungen (Liegenschaften mit Quellen 

und Brunnenfeldern) und zur Sicherung der Quellschutzgebiete erworben. Die Trassen-

gründe wurden von zahlreichen Eigentümern erstanden, die Quellschutzgebiete hinge-

gen im überwiegenden Ausmaß von Großgrundbesitzern (adelige Herrschaftseigen-

tümer, Stifte und die Republik Österreich). Dabei mussten auch Liegenschaftsteile er-

worben werden, die für den Wasserleitungsbetrieb nicht notwendig waren. Diese 

wurden und werden laufend für Tauschzwecke zur sinnvollen Arrondierung des für die 

Wasserversorgung bedeutenden Grundbesitzes herangezogen oder weiter veräußert. 

 

Grundbesitz, der als Schutzgebiet (Schongebiet) ausgewiesen ist - in der Regel handelt 

es sich (dabei abgesehen von Fels- und Almregionen) um land- und forstwirtschaftliche 

Flächen - kann lediglich unter sehr eingeschränkten Bedingungen bewirtschaftet wer-

den. Dies erfolgt durch die Magistratsabteilung 49 - Forstamt und Landwirtschaftsbe-

trieb der Stadt Wien als verantwortliche Fachabteilung unter den Prämissen der Opti-

mierung der Qualität der Wasservorkommen. 

 

Die meisten Grundflächen der  Magistratsabteilung 31 im  Wiener  Stadtgebiet  sind  als 
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Sondernutzungsgebiete der Wasserversorgung gewidmet. Auf diesen befinden sich die 

Wasserbehälter und sonstige Verteilungsanlagen, wie Hebe- und Pumpwerke sowie die 

Amts- und Betriebsgebäude. 

 

Zum Zeitpunkt der Einschau des Kontrollamtes betrug die Gesamtsumme der von der 

Magistratsabteilung 31 verwalteten Grundflächen 332.325.662 m2, davon entfielen auf 

Wien 550.933 m2, auf Niederösterreich 176.878.437 m2 und auf die Steiermark 

154.896.292 m2. Dem Kontrollamt wurde eine genaue Auflistung sämtlicher Grund-

stücke nach Katastralgemeinden geordnet übergeben, die in übersichtlicher Form die 

entsprechenden Grundstücksnummern, die EZ (Einlagezahlen), die Gesamtfläche der 

Grundstücke, die von der Magistratsabteilung 31 verwaltete Fläche sowie diverse 

Flächensummen enthielt. 

 

2.3 Die Urkunden als rechtliche Grundlagen über den Grunderwerb und Grundbesitz 

der Magistratsabteilung 31 (vorwiegend Kauf- und Tauschverträge) sind im Lagerbuch 

der Hochquellenleitungen hinterlegt und dienen bis heute der rechtlichen Klarstellung 

von im Zuge der Transaktionen getroffenen Regelungen. Die Abschlüsse sämtlicher 

Verträge wurden durch die nach der Wiener Stadtverfassung jeweils zuständigen Or-

gane genehmigt. 

 

3. Verwaltung - Organisation - Dokumentation 

3.1 Die Verwaltung des Grundbesitzes der Magistratsabteilung 31 war im Lauf der Zeit 

wesentlichen Veränderungen unterworfen. So gab es innerhalb der Magistratsabtei-

lung 31 eine eigene Verwaltungseinheit für die Betreuung der Quellschutzforste. Im 

Jahr 1943 wurde diese in die heutige Magistratsabteilung 49 (die damalige Bezeich-

nung lautete "Stadtforstamt - Verwaltung der Wiener Stadtforste") integriert, wobei die 

budgetäre Trennung von der Magistratsabteilung 31 erst im Jahr 1977 erfolgte. Im Lauf 

der Zeit wurden Aufgabenbereiche wie Jagdverpachtung und Vertragsabschlüsse, die 

ausschließlich mit der forstlichen Bewirtschaftung in Zusammenhang standen, sukzes-

sive an die Magistratsabteilung 49 ausgelagert. Die Verwaltung von Liegenschaften, die 

ausschließlich forstlichen Zwecken dienten (z.B. Betriebsflächen für Sägewerke), wurde 

ebenfalls an die Magistratsabteilung 49 übertragen. Derzeit wird die Bewirtschaftung 
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und manipulative Verwaltung der Quellschutzforste von der Magistratsabteilung 49, 

Gruppe 2 - Quellenschutzwald mit den Forstverwaltungen Hirschwang, Naßwald und 

Wildalpen im Einvernehmen mit der Magistratsabteilung 31 wahrgenommen. 

 

Die administrativen Agenden betreffend Grundsteuer, Grundtransaktionen u.dgl. wer-

den seit jeher von der Magistratsabteilung 31 erledigt. Von dieser wurden auch Liegen-

schaftsverzeichnisse über den Grundbesitz angelegt und im Lagerbuch der Hoch-

quellenleitungen hinterlegt. Mit der Einführung der "Zentralen Liegenschaftsevidenz" im 

Jahr 1975, die 1983 auf EDV umgestellt und sukzessive mit geografischen Daten und 

elektronischen Planunterlagen verknüpft wurde und derzeit von der Magistratsabtei-

lung 69 - Liegenschaftsmanagement geführt wird, wurden diese obsolet. Im Jahr 1988 

wurde von der Magistratsabteilung 31 in Weiterführung des neuen Systems eine ent-

sprechende Liegenschaftsdatei, die aus Ausdrucken aus der "Zentralen Liegenschafts-

evidenz" besteht, für detaillierte Informationen und betriebsinterne Anmerkungen ange-

legt. 

 

3.2 Grundbuchsangelegenheiten im Zusammenhang mit dem Grundbesitz - ausgenom-

men davon sind Grundtransaktionen - wurden zunächst von der Magistratsabteilung 31 

wahrgenommen. Ab Mitte der 70er-Jahre bis 30. Juni 2001 war die Magistratsdirektion - 

Geschäftsbereich Recht, Gruppe Zivil- und Strafrecht (MDZ) für sämtliche Grundbuchs-

angelegenheiten (nicht nur Grundtransaktionen wie bis dahin) verantwortlich. Seit 1. Juli 

2001 werden Grundtransaktionen von der Magistratsabteilung 69 durchgeführt, die 

sonstige Verwaltung des Grundbesitzes (z.B. Freilassungen und Löschungserklärun-

gen, Servitutseinräumungen) werden mit Wirksamkeit vom 1. Jänner 2002 von der Ma-

gistratsabteilung 31 selbst wahrgenommen. 

 

3.3 Bereits im Zuge der Errichtung der I. Hochquellenleitung - die Inbetriebnahme war 

1873 - wurde begonnen, ein Lagerbuch anzulegen. Darin wird der Grundbesitz in über-

sichtlichen Aufzeichnungen evident gehalten. Das Lagerbuch dient zur sicheren Ver-

wahrung (Archivierung) rechtsbegründender und sonstiger relevanter Urkunden, wobei 

Schriftstücke von besonderer Bedeutung brandsicher in Metallschränken abgelegt wer-

den. 
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Im Lagerbuch sind Urkunden von Grundtransaktionen, Grundbuchsauszüge sowie 

Planunterlagen der Leitungstrassen der Hochquellenleitung und Pläne zu einzelnen 

Grundtransaktionen hinterlegt. Daneben enthält das Lagerbuch sämtliche für den 

Wasserleitungsbetrieb rechtlich relevante Urkunden. Diese umfassen behördliche Be-

willigungen, öffentlich-rechtliche und privatrechtliche Regelungen, verschiedene Ver-

träge (z.B. Servitutsverträge, Jagdpachtverträge, Mietverträge, Nutzungsvereinbarun-

gen, erwirkte und erteilte Gestattungen, Wasserlieferungsübereinkommen, Verwal-

tungsübereinkommen, Lizenzen, Versicherungsunterlagen etc.), Unterlagen zum Was-

serversorgungsgesetz, zu historischen Wasserleitungen und über fremde Projekte, die 

Einfluss auf den Wasserleitungsbetrieb haben. 

 

3.4 Da das Lagerbuch eine historisch gewachsene Urkundensammlung darstellt, be-

steht keine durchgehende, einheitliche Systematik. Bei der Urkundenablage ist somit 

entscheidend, dass die bestehende Ordnungssystematik eingehalten wird und die Ab-

lageverzeichnisse aktualisiert werden. Diese Verzeichnisse dienen derzeit primär dem 

Auffinden der Urkunden im Archiv. Sie sind teilweise über diesen Zweck hinaus mit In-

halten versehen, die eine eingeschränkte Auswertungsmöglichkeit der Inhalte zulassen. 

 

Vor einigen Jahren wurde begonnen, Verzeichnisse auf EDV (Dokumentendateien) um-

zustellen. Bei einer stichprobenweisen Einschau des Kontrollamtes in das Lagerbuch 

konnten die ausgewählten Schriftstücke rasch gefunden werden. 

 

Aus der Sicht des Kontrollamtes wäre die Einrichtung einer Datenbank für alle Inhalte 

des Lagerbuches, die entsprechende Such- und Auswertungsmöglichkeiten bietet, 

zweckmäßig. 

 

Laut Auskunft der Magistratsabteilung 31 ist vorgesehen, sämtliche im Lagerbuch abge-

legten Schriftstücke in einem elektronischen Archivierungssystem zu erfassen, um 

einerseits diese mit diversen Suchoptionen von allen hiezu berechtigten Arbeitsplätzen 

rasch als Images am Bildschirm verfügbar zu machen, andererseits die Datensicherheit 

im Fall des Verlustes bzw. der Vernichtung von Urkunden gewährleisten zu können. 
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Die elektronische Archivierung der Urkunden wird schrittweise erfolgen. Während Ur-

kunden jüngeren Datums (von 1995 bis heute) zum Großteil bereits elektronisch zur 

Verfügung stehen und diese innerhalb eines Zeitraumes von etwa zwei Jahren über-

nommen werden können, ist bei älteren Urkunden der Aufwand wesentlich größer. 

Diese sind vor der elektronischen Archivierung gegebenenfalls auf Aktualität zu über-

prüfen, zu erfassen und zu verorten. Zum Teil sind diese Schriftstücke in überformati-

gen Büchern gebunden und dadurch mit einem erschwerten Arbeitsaufwand einzu-

scannen. Eine nicht unwesentliche Anzahl an Urkunden, die noch immer Gültigkeit 

haben, ist in Kurrentschrift verfasst. Um diese allgemein lesbar zu machen, ist beab-

sichtigt, eine Übertragung in deutsche Druckschrift durchzuführen. Nach Auskunft der 

Magistratsabteilung 31 wird für die gesamte elektronische Archivierung des Lager-

buches mit begleitender Aktualitätsprüfung ein Zeitraum von mindestens zwölf Jahren 

benötigt, sofern die Arbeiten vom derzeitigen Personal der Rechtsabteilung zusätzlich 

zu den laufenden Agenden durchgeführt werden können. 

 

Aus der Sicht des Kontrollamtes erschien in Anbetracht der Notwendigkeit der elektro-

nischen Zurverfügungstellung der Urkunden und der raschen Weiterentwicklung von 

EDV-Systemen ein Zeitraum von zwölf Jahren als zu lang. Es sollte von der Magistrats-

abteilung 31 geprüft werden, mit welchen Maßnahmen (z.B. interne personelle Um-

schichtungen) die Realisierung in einem wesentlich kürzeren Zeitraum erfolgen kann. 

 

Stellungnahme der Magistratsabteilung 31: 

Derzeit ist bei der Magistratsabteilung 31 die Einrichtung einer 

Rechtsdatenbank im Laufen. Ziel dieser Rechtsdatenbank ist es, 

die aus den derzeit bestehenden Indizes des Lagerbuches teilwei-

se etwas unterschiedlich geführten Aufzeichnungen in einheitli-

cher Form und gegebenenfalls ergänzt zu übernehmen. Dabei 

werden diese Daten weitestgehend Grundstücken zugeordnet und 

sind gleichzeitig mit entsprechenden Plandokumenten verknüpft. 

Die Suchfunktionalität wird dabei derart gestaltet, dass die Einga-

bemaske in den Suchmodus umgeschaltet werden kann. Die ein-

gegebenen Daten werden damit automatisch zu Suchoptionen. 
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Die Auswertungsmöglichkeiten des Datensystems werden noch 

gesondert bearbeitet bzw. den Erfordernissen angepasst werden. 

Die zugehörigen Urkunden werden entweder als Worddokumente 

oder als eingescannte Dokumente aufrufbar sein. 

 

Nach dem derzeit bestehenden Zeitplan soll die Rechtsdatenbank 

Ende Juni 2006 soweit eingerichtet und abgenommen sein, dass 

der Eingabebetrieb aufgenommen werden kann. Nach Prüfung 

der Eingabezeiten und den Erfahrungen der Anlaufphase wird zu 

bewerten sein, in welcher Weise bzw. durch welche Maßnahmen 

(z.B. interne Personalumschichtung, Teilzeit-Vollzeit, Überstun-

den, vorübergehende Personalaufstockung) die Umsetzung be-

schleunigt werden kann. 

 

3.5 Beginnend mit 1993 entwickelte die Magistratsabteilung 31 eine Datenbank für die 

im Lagerbuch hinterlegten rechtlichen Inhalte. Im Zusammenhang mit der Einrichtung 

anderer Datenbanken für die Verwaltung und den Betrieb der Wasserversorgungsein-

richtungen wurde die Möglichkeit gesehen, auch die Rechtsdaten verorten zu können. 

 

Seit 2004 steht in der Magistratsabteilung 31 das auf einer relationalen Oracle-Daten-

bank basierende "Netzinformationssystem" (NIS) in Zusammenhang mit dem "Geografi-

schen Informationssystem" (GIS) zur Verfügung, das sämtliche Rohrnetzdaten für Wien 

enthält. In dieses System, das auf dem Sektor der Informationstechnologie wesentliche 

Vorteile bringt, werden u.a. sämtliche Sperrungen des Rohrnetzes, Abnehmerbe-

schwerden und tägliche Arbeiten am Rohrnetz eingegeben und können von jedem be-

rechtigten Mitarbeiter der Magistratsabteilung 31 eingesehen werden. 

 

Zum Zeitpunkt der Einschau des Kontrollamtes wurde an der Entwicklung eines Moduls 

für die Abbildung der wesentlichen Rechtsdaten gearbeitet, das online bzw. temporär 

offline an die bestehenden Informationssysteme anzubinden ist, wodurch gewährleistet 

wäre, dass die Anwender auf den selben und aktuellen Datenbestand zugreifen kön-

nen. Mit dieser Rechtsdatenbank ist auch eine Optimierung der Datenpflege verbunden. 
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Ziel ist es, mit der aktuellen Dateneingabe unmittelbar nach Etablierung des neuen Sys-

tems beginnen zu können und parallel dazu die Altdaten kurzfristig einzuarbeiten. 

 

3.6 Die Magistratsabteilung 31 beabsichtigt, einen lesenden Zugriff auf das Programm 

SAP RE-FX (SAP Real Estate Management/Flexible) der Magistratsabteilung 69, das 

alle Bereiche des Liegenschaftsmanagements abdeckt, einzurichten. Dadurch kann die 

händische Liegenschaftsdatei, die derzeit in der Magistratsabteilung 31 geführt wird, 

entfallen. Ein wesentlicher Vorteil des neuen Systems bestünde u.a. auch darin, Miet-, 

Pacht- und sonstige Bestandverträge einzupflegen. Weiters ist geplant, Schnittstellen 

zu der in Entwicklung stehenden Rechtsdatenbank der Magistratsabteilung 31 zu schaf-

fen, um eine Datenredundanz auf diesem Sektor jedenfalls zu vermeiden. Die endgül-

tige Anwendungsbreite von SAP RE-FX kann erst nach dem Volleinsatz von SAP R/3 in 

der Magistratsabteilung 31 definiert werden. 

 

4. Verträge 

4.1 Eine wesentliche Aufgabe der Rechtsabteilung der Magistratsabteilung 31 ist der 

Abschluss von Verträgen. Verträge im Zusammenhang mit dem von der Magistratsab-

teilung 31 verwalteten Grundbesitz ergeben sich aus eigenen Interessen, wobei ange-

strebt wird, durch eine auf den Wasserleitungsbetrieb abgestimmte Nutzung der Liegen-

schaften oder von Liegenschaftsteilen zumeist mit darauf befindlichen Wasserleitungs-

anlagen (z.B. Hochquellenleitungen, Behälterrestflächen und Brunnenanlagen) den 

Pflegeaufwand dieser Flächen für die Magistratsabteilung 31 zu verringern. Zudem wer-

den in Berücksichtigung der Interessen Dritter (z.B. Anrainer oder Mobilfunkbetreiber) 

mit diesen Geschäftspartnern Verträge zur Mitbenützung von Grundflächen abgeschlos-

sen. 

 

Die Vertragsgestaltung für die einzelnen Rechtsgeschäfte erfolgt nach den geltenden 

Vorgaben des Magistrats. Dabei wird auf die Normierung und Einheitlichkeit von Verträ-

gen Bedacht genommen. In einigen Bereichen wurden anlässlich von Großprojekten 

Verträge in Zusammenarbeit mit der Magistratsdirektion ausgearbeitet, die als Muster-

verträge für gleichartige Geschäftsfälle herangezogen werden können. Gegebenenfalls 

werden bei der Ausarbeitung von Verträgen andere Dienststellen der Stadt Wien (vor-
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wiegend die Magistratsabteilungen 49 und 69) zur fachkundigen Beratung herangezo-

gen. 

 

4.2 Mietverträge betreffen Wohngebäude und einzelne Wohnungen in Gebäuden auf 

dem Betriebsgelände der Magistratsabteilung 31, die an nicht im Dienst der Magistrats-

abteilung 31 stehende Personen vermietet werden. Wenn solche Mietobjekte - meist 

durch den Tod der Mieter - frei werden, prüft die Magistratsabteilung 31, ob ihrerseits 

Eigenbedarf besteht. Abhängig von der jeweiligen Situation erfolgt eine betriebliche 

Eigennutzung, eine Veräußerung oder eine Neuvermietung. 

 

4.3 Bestandverträge regeln die Benützung von Liegenschaftsteilen im Zusammenhang 

mit der Errichtung und dem Bestand von Anlagen Dritter. Dies betrifft u.a. Vereinbarun-

gen mit Betreibern von Mobilfunkanlagen. Auf Grund der vorrangigen Nutzung der mit-

benützten Liegenschaften und Anlagenteile für die Wasserversorgung enthalten diese 

Verträge besondere Bestimmungen (z.B. Abzäunungsverpflichtungen, Zutrittsregelun-

gen, Meldepflichten). Andere Verträge regeln die Aufstellung von Verkaufskiosken auf 

außerhalb von eingezäunten Behälterflächen bestehenden Liegenschaftsteilen. Für der-

artige Verträge werden umsatzorientierte Entgelte und Kautionshinterlegungen verein-

bart. 

 

4.4 In der Magistratsabteilung 31 besteht eine Vielzahl von Gestattungsverträgen, die 

oftmals den Charakter einer Bittleihe aufweisen oder sonstige Regelungen im Bereich 

von Liegenschaften mit Wasserleitungsanlagen betreffen, bei denen die Nutzung nur 

eingeschränkt oder nur unter besonderen Voraussetzungen gestattet ist. Jedenfalls ist 

die Möglichkeit einer sofortigen Aufkündigung der Gestattung vorgesehen (Regelungen 

auf jederzeitigen Widerruf), da zur Sicherung des ungestörten Betriebes der Wasserlei-

tungsanlagen der jederzeitige Zutritt zu diesen für allenfalls erforderliche Maßnahmen 

gegeben sein muss. Im Rahmen dieser Gestattungen werden Nutzungsrechte geregelt, 

diese sind u.a. der Zugang über ein Leitungstrassengrundstück für Anrainer, die Be-

nützung der Leitungstrasse durch einzelnes Befahren im Rahmen der Bewirtschaftung 

der anrainenden Grundflächen und das Abstellen eines Kraftfahrzeuges unter einer 

Freifläche eines Wasserleitungsaquäduktbogens. Dadurch kann einerseits die Pflege 
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der Grundstücke durch die Gestattungsnehmer erreicht werden, andererseits erfolgt da-

mit eine Hintanhaltung missbräuchlicher Verwendungen von Wasserleitungsliegen-

schaften. 

 

Die Höhe der verrechneten Entgelte wird auf das Ausmaß der Nutzung und den sich für 

die Magistratsabteilung 31 ergebenden Vorteil abgestimmt. Jedenfalls wird das Entgelt 

in regelmäßigen Abständen überprüft und erforderlichenfalls angepasst. Damit soll die 

Deckung der Kosten eines auf 25 Jahre valorisierten Verwaltungsaufwandes der Magis-

tratsabteilung 31 und der Bearbeitungskosten der Buchhaltungsabteilung 8 erreicht wer-

den. Zum Zeitpunkt der Prüfung betrug der niedrigste jährliche Anerkennungszins 18,-- 

EUR (inkl. USt). 

 

4.5 Zum Zeitpunkt der Einschau des Kontrollamtes waren rd. 700 derartige Verträge 

aufrecht. Während die Vertragserrichtung und -gestaltung von der Magistratsabtei-

lung 31 wahrgenommen wurde, werden die in den Verträgen festgesetzten Pacht- und 

Anerkennungszinse von der Buchhaltungsabteilung 8 vorgeschrieben und allfällige 

Rückstände verfolgt bzw. der Magistratsabteilung 31 für die Vornahme weiterer Maß-

nahmen mitgeteilt.  

 

Aus der Sicht des Kontrollamtes bestand zum Zeitpunkt der Prüfung in der Buchhal-

tungsabteilung 8 keine vollständige und laufend aktualisierte Übersicht als Vorschrei-

bungsanordnung der Magistratsabteilung 31 (z.B. als Datenbank oder Excel-Tabelle) 

aller Gestattungsverträge, sodass eine lückenlose Vorschreibung automatisiert nicht ga-

rantiert ist. Mit der Umstellung der Debitorenbuchhaltung auf SAP R/3 wäre hier ein 

System zu etablieren, in das alle aufrechten Verträge eingepflegt, diese laufend gewar-

tet und die Vorschreibungen zum jeweiligen Termin durchgeführt werden. 

 

Die häufigsten Vorschreibungen aus Verträgen der Magistratsab-

teilung 31 sind Daueranordnungen für jährliche Pacht- und Aner-

kennungszinse, welche von der Buchhaltungsabteilung 8 einnah-

menseitig auf dem SAP-Modul PSCD (Public Sector Collection 

and Disbursement) abgebildet werden. Durch Abgleich einer Aus-
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wertung der Daten aus der Rechtsdatenbank und dem Bericht der 

Buchhaltungsabteilung 8 über alle Einnahmen aus Verträgen soll 

die Möglichkeit der Prüfung der Vollständigkeit der Vorschrei-

bungsanordnungen geschaffen werden. Da die Buchhaltungsab-

teilung 8 auch lesenden Zugriff in die Rechtsdatenbank haben 

wird, ist auch die laufende Prüfung und Aktualisierung von einzel-

nen Geschäftsfällen möglich. 

 

Die Durchführung der Verwaltung der Bestandsverträge mit meist 

monatlichen Entgelten über SAP RE-FX erscheint auf Grund ihrer 

geringen Anzahl (rd. 30 Verträge) wirtschaftlich nicht sinnvoll, weil 

sowohl für die Magistratsabteilung 31 als auch für die Buchhal-

tungsabteilung 8 gesondert Lizenzen angefordert werden müss-

ten. Laut Buchhaltungsabteilung 8 lässt sich diese geringe Anzahl 

von Bestandsverträgen auch problemlos und ohne Mehrkosten 

über PSCD administrieren. 

 

Bei der Magistratsabteilung 31 müssten dann auch die Bestands-

verträge in zwei Datenbanken, nämlich der Rechtsdatenbank und 

in SAP RE-FX, eingegeben und gepflegt werden. 

 

Es wird daher vorerst geprüft, wie mit den eingangs erwähnten 

Maßnahmen die vom Kontrollamt angeführte lückenlose Prüfung 

der Vorschreibungen garantiert werden kann und dabei auch die 

Grundsätze der Wirtschaftlichkeit, Sparsamkeit und Zweckmäßig-

keit Beachtung finden. 

 

Laut Auskunft der Rechtsabteilung der Magistratsabteilung 31 sind bei der Vertragser-

richtung auch die für die Außenstrecken zuständigen Betriebsabteilungen 7 (I. Hoch-

quellenleitung) und 8 (II. Hochquellenleitung) involviert. So ist es gegebenenfalls die 

Aufgabe von Mitarbeitern dieser Betriebsabteilungen, an Ort und Stelle zu überprüfen, 

ob Vertragsinhalte noch aufrecht sind. 
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Das Kontrollamt empfahl, die Verantwortung bei der Vertragserrichtung und die Kon-

trolle bei der Vertragserfüllung zu bündeln bzw. das Reporting der involvierten Betriebs-

abteilungen so zu verbessern, dass zu jedem Zeitpunkt festgestellt werden kann, ob der 

jeweilige Vertragsinhalt noch aufrecht ist. 

 

Mit der Rechtsdatenbank soll auch eine Bündelung bzw. das Re-

porting der mit der Vertragserrichtung und Kontrolle der Vertrags-

erfüllung betroffenen Betriebsabteilungen verbessert werden. Die 

den Betrieb vor Ort führenden Betriebsabteilungen haben lesen-

den Zugriff auf das Rechtsinformationssystem und können Verän-

derungen bzw. Berichte zu bestehenden Verträgen über die 

MEMO-Funktion des Systems an die für die Vertragserrichtung 

verantwortliche Betriebsabteilung bekannt geben und umgekehrt. 

Diese MEMO-Listen können entsprechend aufgerufen werden und 

sind zu den Lagerbuchzahlen referenziert. Damit ist ein weiteres 

rasches Kommunikationsmittel zum Zweck der Verwaltung beste-

hender Verträge zwischen den involvierten Betriebsabteilungen 

der Magistratsabteilung 31 gegeben. Auf Veränderungen kann so-

mit rasch reagiert werden. 

 

4.6 Wie bereits erwähnt, beabsichtigt die Magistratsabteilung 31 die elektronische Ar-

chivierung sämtlicher Schriftstücke, die im Lagerbuch hinterlegt sind. Darüber hinaus 

werden in der Buchhaltungsabteilung 8 alle Gestattungsverträge in einem buchhal-

tungsinternen Archivierungssystem, auf das die Mitarbeiter der Magistratsabteilung 31 

allerdings keinen Zugriff haben, elektronisch abgelegt. 

 

Das Kontrollamt empfahl, sich aus Gründen der Verwaltungsökonomie und Zweckmä-

ßigkeit auf ein einziges System zu beschränken. Ein lesender Zugriff sollte allen be-

rechtigten Mitarbeitern der Magistratsabteilung 31 und der Buchhaltungsabteilung 8 ge-

währt werden. 

 

Der lesende Zugriff zur Rechtsdatenbank für  die Buchhaltungsab- 
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teilung 8 ist prinzipiell vorgesehen. Bei entsprechenden Auswer-

tungsmöglichkeiten aus dieser Rechtsdatenbank kann nach deren 

weitestgehender Vervollständigung bei der Buchhaltungsabtei-

lung 8 geprüft werden, ob die dort bestehenden Archivierungssys-

teme hinfällig werden. 

 

4.7 Im Bereich der Magistratsabteilung 31 bestehen noch weitere Nutzungsverträge und 

Vereinbarungen. Diese betreffen z.B. Regelungen über die Grasnutzung in den Brun-

nenschutzgebieten der III. Wiener Wasserleitung. Diese Verträge werden jährlich neu 

abgeschlossen, wobei die Nutzungsflächen und der Wert der Grasfechsung für eine Ve-

getationsperiode jeweils neu festgelegt werden. Auch in diesen Fällen ist eine entspre-

chende Rücksichtnahme auf die Wassergewinnungsanlagen vertraglich geregelt. Die 

Entgelte werden unter Berücksichtigung der für die Magistratsabteilung 31 entfallenden 

Eigenpflege und unter Heranziehung entsprechender Vergleichswerte kalkuliert. 

 

Auf Grund des definierten Aufgabengebietes der Magistratsabteilung 31 bestehen noch 

Liegenschaftsnutzungsverhältnisse besonderer Art. Diese betreffen z.B. die Regelung 

der Überlassung von Grundstücks- und Anlagenteilen der Wasserversorgung zur Er-

richtung eines Wasserleitungskraftwerkes und den Betrieb desselben. Dabei ist der un-

gestörte Wasserversorgungsbetrieb vertraglich zu sichern. 

 

Andere Nutzungsverträge sind auf Grund gesetzlicher Bestimmungen abzuschließen, 

wie z.B. die Duldung der Mitbenützung von Funk- und Telekommunikationseinrichtun-

gen der Magistratsabteilung 31 nach dem Telekommunikationsgesetz 2003 (TKG 

2003). 

 

4.8 Aus der Urkundensammlung des Lagerbuches geht hervor, dass neben den ange-

führten Verträgen noch eine Reihe anderer vertraglicher Regelungen bestehen, die al-

lerdings nicht unmittelbar die Verwaltung des Grundbesitzes der Magistratsabteilung 31 

betreffen. 

 

Diese dienen  zur Sicherung des Bestandes und  Betriebes von Anlagen der Magistrats- 
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abteilung 31 auf fremden Grundflächen (d.s. Servitutsverträge für Rohrleitungen, Über-

einkommen zur Mitbenützung von Antennenanlagen für den Betriebsdatenfunk, Über-

einkommen zur Bahngrundbenützung mit Rohrleitungen) oder zur Sicherung von Zu-

fahrtsrechten zu Wasserversorgungsanlagen (z.B. Wegeservitute und Wegbenützungs-

übereinkommen). 

 

Weitere Verträge stellen Übereinkommen betreffend Datenaustausch, Leistungsverein-

barungen zwischen Magistratsdienststellen, Gestattungen zur Mitbenützung von Was-

serleitungsanlagen und Wasserlieferungsverträgen dar. 

 

5. Grundtransaktionen 

Grundtransaktionen der Magistratsabteilung 31 werden über die nach der Geschäftsein-

teilung für den Magistrat zuständigen Magistratsabteilung 69 abgewickelt. Weitere 

Dienststellen wirken dann mit, wenn dies fachlich erforderlich ist (z.B. Magistratsdi-

rektion, Magistratsabteilung 49). Die Kaufpreisschätzungen werden in Form von Gut-

achten von der Magistratsabteilung 69 erledigt. Gegebenenfalls werden von dieser Ab-

teilung auch Transaktionsverhandlungen mithilfe weiterer Fachdienststellen geführt, bei 

denen neben der Kaufpreisfindung auch Bedingungen (wie die Einräumung erforderli-

cher Rechte, etwaige Tauschmöglichkeiten und Grundstückskonfigurationen) erörtert 

werden. 

 

Vorrangig werden in den Quellschutzgebieten und entlang der Leitungstrassen der 

Hochquellenleitungen Grundstücke erworben und in sehr geringem Ausmaß veräußert. 

In jüngerer Zeit dienen diese Transaktionen vor allem der Arrondierung von Grund-

stücksflächen. 

 

6. Bewertung des Grundvermögens 

Die Prüfung der Bewertung von Liegenschaften auf Grund der Einheitswertbescheide 

der jeweils zuständigen Finanzämter erfolgt durch die Magistratsabteilung 69, das Er-

gebnis wird der Magistratsabteilung 31 bekannt gegeben. 

 

Zu jedem Einheitswertbescheid  ist  in  der  Magistratsabteilung 31  ein  eigener  Grund- 
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steuerakt angelegt. Diese Akte werden den jeweiligen Finanzämtern zugeordnet. Die 

Evidenz aller Einheitswertbescheide wird in Form einer Excel-Tabelle übersichtlich ge-

führt. Seitens der Magistratsabteilung 31 besteht die Möglichkeit, die Gesamthöhe der 

Einheitswerte sämtlicher im Eigentum stehender Grundstücke zu eruieren. 

 

Das Grundvermögen wird in Form des Anlagenverzeichnisses für den Ansatz 8500 - 

Wasserversorgung von der Buchhaltungsabteilung 8 bilanziell nachgewiesen. Die fol-

gende Tabelle zeigt die entsprechenden Vermögenszuwächse ab 1990 (in EUR) zum 

jeweiligen Jahresende - getrennt nach bebauten und unbebauten Grundstücken - mit 

Stand vom 31. Dezember 2005: 

 

Jahresende Bebaute Grundstücke Unbebaute Grundstücke Summe 
1990 1.199.484,67 13.314.127,57 14.513.612,24
1994 86.498,84 - 86.498,84
1998 193.029,73 - 193.029,73
2000 129.357,64 593.419,03 722.776,67
2001 - 8.206,33 8.206,33
2003 - 55.059,01 55.059,01
2004 52.138,40 974.835,50 1.026.973,90
2005 2.340,00 39.647,09 41.987,09
Anlagevermögen 1.662.849,28 14.985.294,53 16.648.143,81

 

Laut Auskunft der Magistratsabteilung 31 unterlag das Grundvermögen seit der Errich-

tung der Hochquellenleitungen unterschiedlichsten Bewertungsmethoden, die zum heu-

tigen Zeitpunkt nicht mehr gänzlich nachvollziehbar sind. Die Einschau des Kontrollam-

tes in die Buchungsauswertungen der Buchhaltungsabteilung 8 ergab, dass die in den 

Jahren 1994 bis 2005 ausgewiesenen Beträge den Saldo aus Ausgaben für Grund-

stücksankäufe und Einnahmen aus Grundstückserlösen (dies sind jeweils Verkehrswer-

te) darstellen. Aus den zur Verfügung stehenden Unterlagen war die Zusammensetzung 

der Buchwerte des Jahres 1990 nicht eruierbar. Somit konnte nicht festgestellt werden, 

ob sich der Betrag aus Einheits- oder Verkehrswerten zusammensetzt bzw. welche 

Grundstücksflächen betroffen waren. Für eine plausible Bewertung war zudem er-

schwerend, dass in den Jahren von 1970 bis 1993 alle Grundtransaktionen der Magis-

tratsabteilung 31 aus Budgetmitteln der Magistratsabteilung 69 bedeckt wurden. 

 

Aus der Sicht des Kontrollamtes stand  die bilanzielle Bewertung des  Grundvermögens 
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nicht im Einklang mit dem gesamten Grundbesitz der Magistratsabteilung 31 (rd. 332,3 

Mio.m²). Daher empfahl das Kontrollamt eine Neubewertung in Zusammenarbeit mit 

den zuständigen Fachdienststellen des Magistrats. 

 

Für die bilanzielle Bewertung des Grundvermögens wurde unter 

Berücksichtigung von SAP/R3 in Zusammenarbeit mit der Zentra-

len Liegenschaftsevidenz der Magistratsabteilung 69 bereits eine 

Excel-Liste erstellt, in welcher die Zuordnung von Verwaltungsein-

heiten, Einheitswertaktenzeichen und Einheitswerten vorgenom-

men wurde. Diese Liste wird derzeit im Kontakt mit der Zentralen 

Liegenschaftsevidenz der Magistratsabteilung 69 von der Magis-

tratsabteilung 31 geprüft; einige Korrekturen hinsichtlich der An-

lagennummern im Zusammenhang mit der Bewertung von zweiten 

Ebenen sind noch vorzunehmen. Die Altdatenübernahme wurde 

im Wesentlichen nach den Festlegungen der Magistratsabtei-

lung 5 - Finanzwirtschaft, Haushaltswesen und Statistik sowie der 

Magistratsabteilung 69 und Magistratsabteilung 6 zur Erfassung 

des Anlagevermögens in SAP RE-FX durchgeführt. 

 

Nach Einrichtung des lesenden Zugriffes der Magistratsabtei-

lung 31 zu SAP RE-FX (ZLE-Auskunftsprogramm in SAP) - dieser 

wurde bereits nach Vorbesprechung mit der Zentralen Liegen-

schaftsevidenz der Magistratsabteilung 69 über die Magistratsab-

teilung 14 - Automationsunterstützte elektronische Datenverarbei-

tung, Informations- und Kommunikationstechnologie (ADV) einge-

leitet - wird diese Excel-Liste nochmals einer gesonderten Prüfung 

zugeführt werden müssen; Nachkorrekturen der Zuteilung von 

Verwaltungseinheiten zu Anlagenummern werden nachträglich 

möglich sein. 

 
Im Rahmen der Erhebung betreffend lesender Zugriff zum ZLE-

Auskunftsprogramm in SAP wurde festgestellt, dass dort auch ein-

zelne Auswertungsprogramme noch nicht aktiviert sind. 
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7. Aufwendungen und Erträge 

Im Zusammenhang mit der Verwaltung des Grundbesitzes der Magistratsabteilung 31 

standen im Rechnungsjahr 2005 Aufwendungen in der Höhe von 216.501,43 EUR Er-

trägen in der Höhe von 201.151,51 EUR gegenüber: 

 

Grundbesitzabgaben in Wien und für das Rohrlager Laxenburg 59.244,49 EUR
Grundbesitzabgaben im restlichen Niederösterreich und der Steiermark 157.256,94 EUR
Summe der Grundbesitzabgaben 216.501,43 EUR

 

Einnahmen aus Vermietungen 112.409,22 EUR
Pacht- und Anerkennungszinse 76.251,60 EUR
Erlöse aus Jagdpachten (Genossenschaftsjagden) 1.136,39 EUR
Erlöse aus Fischereipachten 11.354,30 EUR
Summe der Erlöse 201.151,51 EUR

 

Im Zuge der Verwaltung und Bewirtschaftung des Grundbesitzes der Magistratsabtei-

lung 31 außerhalb von Wien - dies betrifft vor allem das Quellschutzgebiet - entstehen 

im Bereich der Magistratsabteilung 49 erhebliche Aufwände und Erträge (z.B. Kosten 

für die und Erlöse aus der Bewirtschaftung der Quellschutzwälder), die am Ansatz 

8660 - Stadtforste ihren Niederschlag finden. 

 

Mit dem Produktivstart von SAP R/3 in der Magistratsabteilung 31 am 1. Jänner 2006 

wurde begonnen, auch für den Grundbesitz und die Grundverwaltung Kostenrech-

nungselemente einzuführen. Die Anlagenbezeichnungen entsprechen dabei exakt den 

Verwaltungseinheiten in der Liegenschaftsverwaltung. Die Benennung der Verwaltungs-

einheiten sowie die Definition der Anlagen erfolgt nach Vorgaben der Magistratsabtei-

lung 69. 

 

Das Kontrollamt empfahl, unter Zuhilfenahme der Kostenrechnung zu prüfen, welche 

Maßnahmen gesetzt werden könnten, um die Ertragssituation mittelfristig dahingehend 

zu verbessern, damit zumindest eine Deckung der Aufwände in Zusammenhang mit der 

Grundverwaltung zu erreichen wäre. 

 

Betreffend die Verbesserung der Ertragssituation zur Abdeckung 

der Aufwände der Grundverwaltung wird prinzipiell festgehalten, 
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dass durch die gemeinsame Verwaltung von Grundstücksflächen 

des Wasserleitungsbesitzes durch die Magistratsabteilung 31 mit 

der Magistratsabteilung 49 Verzerrungen der Deckungssituation 

auftreten können; von der Magistratsabteilung 31 wird der ge-

samte Grundbesitzabgabenaufwand des Wasserleitungsbesitzes 

abgedeckt, von der Magistratsabteilung 49 werden jedoch auch 

Einnahmen aus diesen Grundbesitzungen erzielt, welche auf der 

Einnahmenseite der Magistratsabteilung 31 nicht ausgewiesen 

sind. 

 

Seitens der Magistratsabteilung 31 wird parallel dazu durch regel-

mäßige Neuberechnung der Kosten für den Verwaltungsaufwand 

sowie durch regelmäßigen Abgleich von aus bestimmten Bestand-

gaben zu erzielenden Einnahmen mit anderen Fachdienststellen 

die Vorgabe verfolgt, mit den Erlösen aus Vermietung und Ver-

pachtung eine möglichst ausgeglichene Ertragsituation zu schaf-

fen. Damit zusammenhängend laufen derzeit auch mit der Magis-

tratsabteilung 69 Erhebungen zur einheitlichen Gestaltung und an-

gemessenen Verrechnung von Vertragserrichtungskosten. 

 

 

 

 

Die Stellungnahme der geprüften Einrichtung ist den jeweiligen Berichtsabschnitten zu-

geordnet worden. 

 

 

Der Kontrollamtsdirektor: 

Dr. Erich Hechtner 

Wien, im September 2006 
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ALLGEMEINE HINWEISE 

 

 

Soweit in diesem Bericht personenbezogene Bezeichnungen nur in männlicher Form 

angeführt sind, beziehen sie sich auf Frauen und Männer in gleicher Weise. Allfällige 

Rundungsdifferenzen bei der Darstellung von Berechnungen wurden nicht ausgegli-

chen. 

 

Schützenswerte personenbezogene Daten wurden im Sinn der rechtlichen Verpflich-

tung zum Schutz derartiger Daten anonymisiert, auf die Wahrung von Geschäfts- und 

Betriebsgeheimnissen wurde bei der Abfassung des Berichtes Bedacht genommen. Es 

wird um Verständnis gebeten, dass dadurch die Lesbarkeit des Berichtes beeinträchtigt 

sein könnte. 
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ABKÜRZUNGSVERZEICHNIS 

 

 

EDV ...............................................Elektronische Datenverarbeitung 

MDZ...............................................Magistratsdirektion - Geschäftsbereich Recht, Grup-

pe Zivil- und Strafrecht 

PSCD ............................................Public Sector Collection and Disbursement 

SAP RE-FX....................................Systeme, Anwendungen und Produkte in der Daten-

verarbeitung Real Estate Management/Flexible 

SAP/R3..........................................Systeme, Anwendungen und Produkte in der Daten-

verarbeitung/Release 3 

WVG..............................................Wasserversorgungsgesetz 

ZLE................................................Zentrale Liegenschaftsevidenz 


